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«Ich befürworte Zolldrohungen
als Verhandlungsinstrument»
Diana Furchtgott-Roth, eine der Vordenkerinnen von Donald Trumps zweiter Präsidentschaft, erklärt, wie sie seine Rede
am World Economic Forum in Davos verstanden hat. Europa sagt sie im Gespräch mit Lorenz Honegger wirtschaftlich schwere Zeiten vorher

Reagan, Bush senior, Bush junior,
Trump. Diana Furchtgott-Roth hat
für alle republikanischen Präsiden-
ten der jüngeren amerikanischen Ge-
schichte gearbeitet. Die 67-Jährige ist
Mitautorin von «Project 2025», einem
900 Seiten langen Strategiepapier der
Heritage Foundation, das als ideologi-
sches Fundament der zweiten Trump-
Administration gilt. Politisch steht die
Ökonomin dem Weissen Haus nahe,
betont aber ihre Unabhängigkeit von
der Regierung.

Frau Furchtgott-Roth, Donald Trump
hat am Mittwoch in Davos mit seiner
Rede viel Irritation ausgelöst. Er hat
seine wirtschaftliche Bilanz verteidigt,
neue Zölle angedroht und den amerika-
nischen Anspruch auf Grönland bekräf-
tigt, bevor er wieder davon abrückte. Sie
arbeiten für eine Denkfabrik mit engen
Verbindungen zum republikanischen
Machtzentrum. Wie haben Sie Trumps
Auftritt am WEF erlebt?
Zunächst möchte ich sagen: Die Heri-
tage Foundation wird nicht vom Weis-
sen Haus kontrolliert. Das Weisse Haus
übernimmt manchmal unsere Rat-
schläge und manchmal nicht. Es sind
also getrennte Institutionen. Ich bin
allerdings Mitautorin von «Project
2025» und habe ein Kapitel verfasst.

Wie beurteilen Sie seine Rede in Davos?
Entscheidend ist: Präsident Trump hat
sich am Abend nach seiner Rede mit
der Nato geeinigt und seine Zolldro-
hung gegen mehrere europäische Län-
der aufgehoben. Er will nicht in Grön-
land einmarschieren, und er will Grön-
land auch nicht kaufen.

Sondern?
Seine wichtigste Botschaft war, dass er
sich Sorgen über den wachsenden chine-
sischen und russischen Einfluss in Grön-
land mache. Und dass Grönland mehr
Schutz brauche. Danach drohte er mit
Zöllen und stellte kurz darauf einen
Kompromiss in Aussicht. Das ist sein
Modus Operandi: erst die Zolldrohung,
dann das Entgegenkommen der Gegen-
seite, am Ende der Rückzug. So lief es
vor einigen Monaten auch mit der kana-
dischen Digitalsteuer. Kanada wollte
sie einführen, Trump drohte mit Zöllen,
wenige Tage später war die kanadische
Steuer vom Tisch.

Sie halten also den Einsatz von Zöllen,
und sei es als Druckmittel, für sinnvoll?
Ich sage nicht, dass ich den Einsatz von
Zöllen befürworte. Was ich befürworte,
sind Zolldrohungen als Verhandlungs-
instrument. Eine Ausnahme ist China,
wo der tatsächliche Einsatz von Zöllen
aufgrund ungleicher Wettbewerbsbedin-
gungen gerechtfertigt ist.

Viele Beobachter halten die ständigen
Zolldrohungen der Wirtschaftsmacht
USA nicht für ein harmloses Verhand-
lungsinstrument. Sie sehen darin das
Ende der Globalisierung und des vom
World Economic Forum propagierten
Freihandels.
Ach, das ist doch ein Witz.

Warum?
Das World Economic Forum propagiert
nicht Freihandel. Schauen Sie sich all die
nichttarifären Handelshemmnisse für
amerikanische Produkte an, zum Bei-
spiel amerikanische Autos. Dann gibt es
die Corporate Sustainability Due Dili-
gence Directive. Das ist ein EU-Ge-
setz, das vorschreibt, dass Unterneh-
men mit mehr als 500 Millionen Dol-
lar Umsatz ihre Geschäftstätigkeit auf
Netto-Null ausrichten und ihre Emis-
sionen offenlegen – ebenso die Emissio-
nen ihrer Auftragnehmer und jene der
Auftragnehmer ihrer Auftragnehmer.
Ein anderes Beispiel: Chinesische Fir-
men dürfen ihre Aktien an der Börse

in den USA kotieren lassen. US-Unter-
nehmen haben dieses Recht in China
nicht. Chinesische Firmen können hun-
dert Prozent eines US-Unternehmens
kaufen. Firmen aus den USA dürfen
das nicht. Das ist kein Freihandel. Präsi-
dent Trump versucht, einige dieser Miss-
stände zu beheben.

Ihr Vorwurf an Amerikas Handelspart-
ner lautet also Doppelzüngigkeit?
Genau. Dazu gehört auch Grossbritan-
nien, das kein amerikanisches Hühner-
fleisch importiert, weil es angeblich mit
Chlor behandelt ist. Interessant ist auch
die Ausrichtung der «Aussenpolitischen
Strategie 2024–2027» der Schweiz, die
sich stärker an Europa orientiert und
den Kampf gegen den Klimawandel in
den Vordergrund stellt, statt wie zuvor
eine neutralere Position einzunehmen.
Daran stört sich der Präsident eher als
am Handelsbilanzdefizit.

Das ist eine ziemlich ungewöhnliche
Perspektive auf diese Debatte.
Ich kann mir gut vorstellen, wie die Be-
rater des Präsidenten ihn in dieser An-
gelegenheit informieren und wie er dar-
auf reagiert: Wenn die Schweiz in ihrer
aussenpolitischen Strategie die Treib-
hausgasemissionen senken und gleich-
zeitig ihre Energiesicherheit erhöhen
will, erkennt Präsident Trump darin vor
allem eine grössere Offenheit für chine-
sische Elektrofahrzeuge und für chinesi-
sche Batterien und andere erneuerbare
Technologien.

Und das gilt dann als adverse Politik in
den Augen des Weissen Hauses?
Korrekt, weil diese Art der Politik China
unterstützt. Ausserdem glaubt der Prä-
sident, wie er in Davos gesagt hat, dass
der Einsatz erneuerbarer Energien den
Strom verteuert und Länder wirtschaft-
lich schwächt. Dieselben Staaten gelan-
gen an den Präsidenten und bitten ihn
um Unterstützung im Ukraine-Krieg.
Er fragt sich dann: Warum kommen sie
zu mir, wenn sie mit ihren Netto-Null-
Zielen ihre eigenen Volkswirtschaften
schwächen und damit China stärken?

Sie finden also, Europa sollte aus den
erneuerbaren Energien aussteigen?
Europa sollte deren Subventionierung
einstellen. In den vergangenen zwan-
zig Jahren hat die Welt 9 Billionen Dol-
lar für die Subventionierung von Wind-
und Solarenergie ausgegeben, und trotz-

dem können diese Technologien nicht
eigenständig bestehen. Der Markt soll
entscheiden.

Wie soll Europa seine Energieversor-
gung sicherstellen?
Nun, das ist in jedem Land unterschied-
lich, weil jedes Land über andere Res-
sourcen verfügt. Aber klar ist: Das, was
Europa derzeit tut, funktioniert nicht.
Wie man sieht, liegt das Wirtschafts-
wachstum seit der Pandemie praktisch
bei null, vielleicht bei etwa einem Pro-
zent pro Jahr. Das ist ausserordentlich
niedrig. Der Einkommensabstand pro
Kopf zwischen den USA und Europa
vergrössert sich, statt kleiner zu werden.
Europa muss also genau prüfen, was es
tut – auch in der Energiepolitik, die mei-
ner Ansicht nach zur Deindustrialisie-
rung Europas beiträgt. Energieintensive
Industrie verlagert sich mehr und mehr
nach China, wo die Emissionen sogar
höher sind, als sie es in Europa wären.

Dass die USA ihre industrielle Basis zu-
rückholen, ist doch genauso unrealistisch.
Nun, die Hightech-Industrie wächst in
den Vereinigten Staaten stark. Sie ist nie
wirklich verschwunden. Das Wirtschafts-
wachstum im dritten Quartal 2025 lag
laut den neuesten Daten bei 4,3 Prozent.
Amerika wächst also kräftig. Wir haben
eine Arbeitslosenquote von nur 4,4 Pro-
zent. Viele europäische Länder würden
sich diese Zahlen wünschen. Und wir
haben eine Inflation von unter 3 Prozent.

Und das liegt nicht nur an den gewalti-
gen Investitionen im KI-Sektor?
Nein, wenn man sich die Hightech-
Industrie anschaut – Medizintechnik,
andere kapitalintensive Anlagen –, dann
sieht man dort viele Exporte und star-
kes Wachstum. Auch im Automobilsek-
tor gibt es viel Wachstum.

In ihrem Verhältnis zur Wirtschaft ver-
folgt die Trump-Regierung einen unge-
wöhnlich interventionistischen Kurs. Sie
drängt Ölkonzerne zu Investitionen in
Venezuela, sie fordert eine Obergrenze
für Kreditkartenzinsen, und der Staat
steigt bei Intel ein. Finden Sie das richtig?
Ich glaube nicht, dass es ideal ist, wenn
eine Regierung in private Firmen inves-
tiert, ausser es gibt einen klaren Grund
in der nationalen Sicherheit. Wenn ein
Unternehmen schlecht wirtschaftet und
staatliches Geld darin steckt, dann ver-
liert der Staat Geld. Wenn ein Unter-

nehmen schlecht wirtschaftet und kein
Steuergeld darin steckt, dann verlieren
nur die Aktionäre ihr Geld.

Apropos staatliche Eingriffe: Am Mitt-
woch gab es eine Anhörung vor dem
Supreme Court zu der von Donald
Trump angestrebten Entlassung von Lisa
Cook, einem Mitglied des Fed-Direkto-
riums. Die Richter schienen den Argu-
menten der Regierung gegenüber recht
kritisch zu sein. Was ist Ihre Haltung?
Das ist eine rechtliche Frage, zu deren
juristischen Aspekten ich mich nicht
äussern kann. Was ich sagen kann: Nie-
mand steht über dem Gesetz, auch
nicht ein Mitglied des Federal Reserve
Board. Wenn diese Gouverneurin be-
hauptet hat, einer ihrer Wohnsitze sei
ihr Hauptwohnsitz, obwohl er es nicht
war, um einen günstigeren Hypothe-
karzins zu erhalten, dann ist das proble-
matisch. Wenn normale Amerikaner so
etwas täten, hätten sie ernsthafte Pro-
bleme. Wenn sie das tatsächlich getan
hat – und meines Wissens hat sie das
nicht bestritten –, dann bin ich mir nicht
sicher, ob sie geeignet ist, Gouverneurin
des Federal Reserve Board zu sein, das
ja die Banken beaufsichtigt. Aber das
ist eine rechtliche Angelegenheit, und
ich bin sicher, dass sie vor Gericht ge-
klärt wird.

Die Regierung ist der Fed-Führung
gegenüber generell kritisch eingestellt
und ist der Meinung, diese müsse die
Leitzinsen viel stärker senken. Teilen
Sie diese Haltung?
Ich finde es sehr verdächtig, dass der Fed-
Präsident Jerome Powell kurz vor der
Wahl zwischen Kamala Harris und Prä-
sident Trump 2024 beschlossen hat, die
Zinsen deutlich zu senken, um die Wirt-
schaft anzukurbeln und das Land besser
dastehen zu lassen. Das legt nahe, dass
sein Urteil nicht immer rein wirtschaft-
lich ist, sondern manchmal auch politisch.

Das würden viele Fed-Kenner bestreiten.
Er hat die Zinsen damals um 50 Basis-
punkte gesenkt – also um einen halben
Prozentpunkt – direkt vor der Wahl. Das
stellt seine Unabhängigkeit und seine
politische Neutralität durchaus infrage.

Sie sind seit langem in der Politik tä-
tig.Wie unterscheidet sich Trumps Wirt-
schaftspolitik von jener seiner republi-
kanischen Vorgänger?
Trump ist in Sachen Steuersenkungen
weitergegangen als alle seine Vorgänger.
In seiner ersten Amtszeit senkte er die
Einkommenssteuern. Diese Senkungen
hat er nun gesichert und ausgeweitet.
Firmen können Investitionen sofort ab-
schreiben, Überstunden und Trinkgelder
bleiben steuerfrei, und die Erbschafts-
steuer zwingt Firmen beim Tod des
Eigentümers nicht mehr zur Zerschla-
gung. Auch beim Abbau von Regulie-
rung ist Trump weitergegangen als seine
Vorgänger. Das lag nicht zuletzt daran,
dass die Regulierung unter Präsident
Biden stark zugenommen hatte – und
Trump nun viel zurückdrehen konnte.

Wo sehen Sie die amerikanische und die
Weltwirtschaft am Ende von Donald
Trumps zweiter Amtszeit?
Ich erwarte eine deutlich stärkere US-
Wirtschaft dank Steuersenkungen und
Deregulierung. Für Europa sind das
schlechte Nachrichten. Wenn Trump
die Netto-Null-Politik beendet und die
Strompreise senkt, entsteht ein Sog: Fir-
men wandern aus Europa in die USA
ab. Europa deindustrialisiert sich, auch
wegen der Arbeitsmarktregulierung. Es
ist nahezu unmöglich, in Europa einen
Arbeitnehmer zu entlassen. In der Folge
sind die Erwerbsquote und die Beschäf-
tigung niedriger. Die Industrieproduk-
tion wandert in die USA, nach China,
nach Indien ab. Das ist eine sehr gefähr-
liche Situation für Europa.

Die Heritage Foundation in Washington, bei der Diana Furchtgott-Roth tätig ist, hat viel Einfluss – und viele Kritiker. DANIEL BECERRIL / REUTERS

Grünen Ideen
abgewandt
lho. · Diana Furchtgott-Roth wurde
1958 in England geboren und kam
als Kind mit ihren Eltern in die USA.
Heute ist sie Direktorin des Zentrums
für Energie, Klima und Umwelt bei der
konservativen Heritage Foundation. Die
Ökonomin war unter vier US-Präsiden-
ten – von Ronald Reagan bis Donald
Trump – in führenden Funktionen im
Weissen Haus und in Bundesbehörden
tätig. Sie gilt als einflussreiche Stimme
und als Kritikerin grüner Industriepoli-
tik. Sie lehrt als Dozentin an der George
Washington University und studierte
Wirtschaftswissenschaften in den USA
und in Oxford. Sie ist verheiratet und
Mutter von sechs Kindern.

«Ich finde es
sehr verdächtig, dass
der Fed-Präsident Powell
kurz vor der Wahl
zwischen Harris
und Trump 2024
beschloss, die Zinsen
deutlich zu senken.»

Diana
Furchtgott-Roth
Ökonomin bei der
Heritage FoundationPD
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Die Klimarechnung kann teuer werden
Laut vielen Forschern würde das Verpassen der globalen Ziele die Weltwirtschaft stark belasten – wie stark, ist aber unsicher

HANSUELI SCHÖCHLI

Klimapolitik ist nicht in Mode. Die Welt
hat zurzeit dringlicher scheinende Pro-
bleme. Doch das Klimaproblem geht
nicht weg. Im jüngsten Risikobericht
des Weltwirtschaftsforums haben in der
Liste der gravierendsten Langfristrisiken
die drei zuoberst genannten Themen mit
dem Klima zu tun: extreme Wetterereig-
nisse, Kollaps des Ökosystems und kriti-
sche Änderungen im Erdsystem.

In der Schweiz bringt der Urnen-
gang vom März zur Volksinitiative der
Linksparteien für einen Klimafonds das
Thema in den Brennpunkt zurück. Ge-
mäss der Initiative müsste der Bund
bis 2050 jährlich 0,5 bis 1 Prozent der
Schweizer Wirtschaftsleistung in einen
Subventionstopf für die Klimapolitik
leiten; dies entspricht im Mittel etwa 5
bis 10 Milliarden Franken pro Jahr.

Die Initianten sind nicht wirklich für
Nachhaltigkeit: Sie wollen die Kosten
des verlangten Fonds durch Erhöhung
der Bundesschulden den kommen-
den Generationen anhängen – und sie
drängten in separaten Vorstössen etwa
zur AHV auf staatliche Zusatzmilliarden
im Namen der kurzfristigen Konsumstei-
gerung. Doch eine Hauptbotschaft der
Ja-Kampagne zum Klimafonds hat in
der Fachwelt erheblichen Sukkurs: Eine
stärkere Bekämpfung des Klimawandels
könnte deutlich günstiger sein als der
Verzicht auf eine Kursänderung.

Paris ist weit weg

Gemäss der Pariser Klimavereinbarung
von 2015 sollte der Anstieg der globa-
len Durchschnittstemperatur im Ver-
gleich zur «vorindustriellen» Periode
1850 bis 1900 unter 2 Grad bleiben und
möglichst 1,5 Grad nicht überschrei-
ten. Von 2011 bis 2020 lag die globale
Durchschnittstemperatur um 1,1 Grad
über der Vergleichsperiode, von 2023
bis 2025 waren es im Mittel schon mehr

als 1,5 Grad. Laut einer Analyse der
Universität Cambridge und der Boston
Consulting Group von 2025 deutet der
derzeitige Kurs der Welt auf einen An-
stieg um 3 Grad bis 2100 – was hohe
volkswirtschaftliche Kosten zur Folge
haben könne.

Gemäss einem Uno-Bericht im Um-
feld der Klimakonferenz vom Novem-
ber 2025 in Brasilien könnte der Tem-
peraturanstieg bei Erfüllung aller Län-
derversprechen auf 2,3 bis 2,5 Grad be-

grenzt sein. Auch dies wäre indes noch
deutlich von den Pariser Zielen ent-
fernt. Und versprochen heisst noch
lange nicht umgesetzt.

Eine striktere Klimapolitik ist poli-
tisch schmerzhaft. So sind die Kosten
eines solchen Kurses rasch spürbar, wäh-
rend der Nutzen grösstenteils erst viel
später anfällt. Und der Nutzen ist ex-
trem schwierig abzuschätzen: Die Zu-
sammenhänge sind komplex, der Ab-
schätzungszeitraum umfasst dreissig
bis achtzig Jahre, die Folgen können je
nach Region und Anpassungsmassnah-
men sehr unterschiedlich sein, mög-
liche Kippeffekte beim Überschreiten
gewisser Temperatur-Schwellenwerte
sind kaum berechenbar, und die Schät-
zungen hängen auch stark von gewissen
Annahmen ab.

Die Erwärmung kann vor allem in
kälteren Gebieten Vorteile haben –
wie etwa weniger Kältetote im Win-
ter und Mehrerträge in der Landwirt-
schaft. Aber gemäss gängigen Abschät-
zungen überwiegen im globalen Mittel
die Nachteile einer starken Erwärmung
deutlich. Hier einige oft genannte Stich-
worte: Hitzewellen, Dürreperioden,An-
stieg des Meeresspiegels, Überschwem-
mungen, mehr Krankheiten, Artenster-

ben, mehr extreme Wetterereignisse. Für
die Schweiz listete 2025 ein Bundes-
bericht 34 Klimarisiken bis 2060 auf –
unter anderem mit Gefahren für Öko-
systeme, Gesundheit, Landwirtschaft
und Tourismus.

Schlimmer als die Pandemie

Die Schätzungen der internationalen
Forschungsliteratur zu den langfristigen
Kosten des Klimawandels gehen zum
Teil weit auseinander – was angesichts
der methodischen Schätzprobleme fast
in der Natur der Sache liegt. So zeigt
zum Beispiel eine Analyse aus dem Jahr
2022 von gut dreissig Einzelstudien für
einen Temperaturanstieg von 3 Grad im
Vergleich zur vorindustriellen Zeit Kos-
tenschätzungen von langfristig etwa null
bis fast zehn Prozent der Wirtschaftsleis-
tung pro Jahr.

Ein weiterer Forschungsüberblick
von 2025, der knapp vierzig Einzelstu-
dien umfasst, mündete in einer Gesamt-
schätzung der langfristigen Wohlstands-
einbusse für das 3-Grad-Szenario von
rund 3 Prozent bis etwa 9 Prozent. Unter
Einbezug möglicher katastrophaler Fol-
gen wären es laut Mutmassungen gar 7
bis fast 13 Prozent. Eine internationale

Forschergruppe mit Beteiligung von
ETH-Experten schätzte 2024 die lang-
fristige Wohlstandseinbusse im 3-Grad-
Szenario im Vergleich zum 1,5-Grad-
Szenario auf etwa 7 Prozent. Zum Ver-
gleich: Im Pandemiejahr 2020 sank die
globale Wirtschaftsleistung gegenüber
dem Vorjahr um gut 3 Prozent – und
dann kam eine rasche Erholung.

Die Klimakosten für die einzelnen
Länder hängen unter anderem ab vom
bisherigen Klima (tiefere Kosten in kal-
ten Regionen), von der Meeresanbin-
dung (Überschwemmungsgefahr), von
der Wirtschaftsstruktur und vom Wohl-
stand (reichere Länder können sich
eher anpassen). In der Schweiz liegt der
Temperaturanstieg deutlich über dem
globalen Mittel. Laut Meteo Schweiz
wird dies wohl auch künftig der Fall
sein. Dennoch rechnen internationale
Analysen für die Schweiz mit unter-
durchschnittlichen Kosten der globalen
Erwärmung. Dies dürfte unter anderem
mit dem hohen Wohlstand und dem re-
lativ moderaten Schweizer Klima zu
tun haben.

Der Bundesrat hatte 2021 in seinem
Bericht zur langfristigen Klimastrategie
geschrieben, dass die Schweiz 2050 bei
ungebremster Erwärmung mit Kosten

von «bis zu» 4 Prozent der Wirtschafts-
leistung zu rechnen hätte – was etwa
2,5 Prozentpunkte höher sei als die Er-
wärmungskosten bei Erreichen der Pari-
ser Klimaziele. Diese Differenz entsprä-
che bei heutiger Wirtschaftsgrösse jähr-
lichen Kosten von gut 20 Milliarden
Franken, was laut der Regierung über
dem erwarteten Aufwand für das Er-
reichen des Netto-Null-Ziels zum Aus-
stoss von Treibhausgasen liegt. Eine vom
Bund bestellte Studie von Ecoplan hatte
geschätzt, dass der Aufwand einer sol-
chen Klimapolitik das Schweizer Wohl-
fahrtsniveau 2050 um etwa 1 bis 2 Pro-
zent senken würde.

Der Bundesrat verwies in seinem
Bericht zur Klimastrategie namentlich
auf die Studie einer Forschergruppe des
Internationalen Währungsfonds von
2019. Diese hatte für die Schweiz bei
einer globalen Erwärmung um 4 Grad
bis 2100 eine Wohlstandseinbusse von
etwa 4 Prozent des Bruttoinlandpro-
dukts für 2050 und von 12 Prozent für
2100 geschätzt. Eine Schweizer Ana-
lyse von 2017 war für 2060 beim Poli-
tikszenario «weiter wie bisher» auf viel
tiefere Werte gekommen, doch sie um-
fasste laut den Autoren nur einen klei-
nen Teil der Klimakosten. Eine neue
und umfangreichere Schweizer Studie
soll heuer kommen.

Ist die CO2-Abgabe zu tief?

Zu den gängigen Darstellungsarten ge-
hören auch Kostenschätzungen pro
Tonne ausgestossener Treibhausgase
(vor allem CO2). Eine vom Bund be-
stellte Analyse der Beratungsbüros
Infras und Ecoplan von 2024 bezif-
ferte auf Basis der internationalen For-
schungsliteratur die zentrale Schät-
zung der Klimakosten auf 430 Fran-
ken pro Tonne CO2-Ausstoss – was weit
über der derzeitigen CO2-Abgabe von
120 Franken liegt. Die Autoren nennen
ihre Schätzung konservativ, da man-
gels Daten nicht alle Klimakosten er-
fasst seien. 2025 bezifferte eine Über-
sichtsarbeit über fast 450 Einzelstu-
dien den Durchschnitt der Kostenschät-
zungen auf rund 400 Dollar pro Tonne
CO2-Ausstoss, doch viele Schätzungen
lagen unter 200 Dollar.Tendenz: Neuere
Schätzungen sind höher als ältere.

Das Fazit aus all dem: Keiner kann
die Klimakosten von 2050 oder 2100
kennen, aber das Risiko von hohen Ein-
bussen für die Welt und abgeschwächt
auch für die Schweiz bei ungebrems-
ter Erwärmung ist bedeutend. Ob die
Klimafondsinitiative eine gute Antwort
auf dieses Risiko wäre, ist indes eine
ganz andere Frage. Diese wird Gegen-
stand eines kommenden Textes sein.

Starkniederschläge und Erdrutsche gehören zu den Folgen der Klimaerwärmung. MICHAEL BUHOLZER / KEYSTONE

Klimafonds
Eidgenössische Abstimmung
vom 8. März 2026

Die Finanzelite schlägt in Davos leise Töne an
Keiner der Star-Banker will bei Trump in Ungnade fallen

EFLAMM MORDRELLE

Das WEF ist auch für die Star-Banker
dieser Welt ein Pflichttermin. An keinem
Ort lassen sich Beziehungen effizienter
pflegen, das sagen auch sie. So geben sich
die bekanntesten Namen der Finanzwelt
wie der JP-Morgan-Chef Jamie Dimon,
die Hedge-Fund-Legende Ken Grif-
fin, David Solomon von Goldman Sachs
oder auch der UBS-Chef Sergio Ermotti
in Davos ein Stelldichein.

Doch die sonst nicht um grosse Worte
verlegenen Banker geben sich dieses
Jahr kleinlaut. Sie absolvieren die obli-
gaten Auftritte, etwa beim amerikani-
schen TV-Sender CNBC. Auch die offi-
ziellen Podiumsgespräche mit Dimon
und Griffin sind gut besucht. Davon ab-
gesehen spielt die Finanzbranche aber
keine besonders auffällige Rolle. Die
Show gehört den KI-Superstars und
natürlich Trump und seinen Getreuen.

Auch im Ort hält sich die Finanz-
industrie im Hintergrund.Auf der Davo-
ser Promenade, die für die Zeit des

Forums vor allem als Werbemeile und
Veranstaltungsort dient, scheinen die
Zeiten, als sich Banken oder jüngst vor
allem Krypto-Firmen mit prominenten
Vertretungen anpriesen, vorbei zu sein.

Geschnitten und blossgestellt

Das hat – wie vieles in Davos – mit Donald
Trump zu tun. Keiner will aus der Gunst
des Herrschers fallen, auch die «Masters
of the Universe» nicht. Zumal Trump
seine Macht zurzeit in allen Facetten aus-
spielt.An einem Empfang am Mittwoch-
abend lässt der Präsident die Gäste über
eine Stunde warten.Auch der UBS-Chef
Sergio Ermotti ist eingeladen. Doch
Grossbanker zu sein allein genügt nicht.
Nur wer in Trumps Gunst steht, ist auch
wirklich dabei.

Wie ungemütlich es ist, wenn man
diese verliert, erfährt Brian Moynihan,
Chef von Bank of America, der zweit-
grössten Bank der USA, in diesen Tagen.
Gemäss einem Bericht der «Financial
Times» stand er nicht auf der Gästeliste

des Trump-Empfangs. Schon im Novem-
ber erhielt er keinen Platz am Tisch, als
Wall-Street-Banken zu einem Nacht-
essen geladen waren.

Trump warf Moynihan und der Bank
of America vor, sich 2021 geweigert zu
haben, ein Bankkonto für ihn zu eröff-
nen. Zuvor hatte der Konkurrent JP
Morgan Trumps Konto nach seinem
Ausscheiden aus dem Weissen Haus ge-
schlossen. Wegen dieses «Debanking»
rüffelte Trump Moynihan am letztjähri-
gen WEF und stellte ihn öffentlich bloss.
Kein Banker will das gleiche Schicksal
erfahren wie Moynihan.

Das erklärt auch, warum sogar der
sonst nicht um klare Worte verlegene
Jamie Dimon in Davos sehr vorsich-
tig ist. Jede Aussage zu Trump muss auf
die Goldwaage. Dimon soll aber trotz
Debanking-Vorfall ein deutlich besse-
res Verhältnis zu Trump haben als Moy-
nihan. Dennoch wurde am Donnerstag-
abend bekannt, dass Trump Dimon und
JP Morgan wegen des Vorfalls auf 5 Mil-
liarden Dollar verklagt.

Zuvor hat sich Dimon auf einem
Panel in Davos ausgesprochen diploma-
tisch geäussert, was Trump angeht. «Ich
weiss nicht, ob Trumps Aussenpolitik gut
ist», sagte Dimon. Fakt sei, die USA hät-
ten die Nato nicht verlassen. Amerika
werde sich nicht zurückziehen. «Es gibt
keinen Bruch. Früher war die Beziehung
zu den USA sehr zuverlässig, heute ist
sie es etwas weniger.»

Ein ökonomisches Desaster

Trumps kritische Haltung Europa
gegenüber übernimmt Dimon in abge-
schwächter Form: «Es gibt keinen ge-
meinsamen Markt, es steht zu viel Büro-
kratie im Weg.» Die Angriffe der US-
Regierung auf die Unabhängigkeit der
Zentralbank Fed relativiert er. Keine
Zentralbank sei jemals wirklich unab-
hängig gewesen, sagt Dimon, sie reagier-
ten vor allem auf die Inflation. Es sei
auch nichts Neues, dass US-Präsidenten
auf die Zinsen Einfluss nehmen wollen.
Wenn es nicht um Geopolitik geht, traut

sich Dimon, klarer Stellung zu beziehen.
So bezeichnet er die geforderte Decke-
lung der Zinsen für Kreditkartenschul-
den bei 10 Prozent als «ökonomisches
Desaster». Sollte diese Massnahme ein-
geführt werden, würde das Kreditkarten-
geschäft massiv beeinträchtigt.

Den meisten Amerikanern würde es
verunmöglicht, Kredite aufzunehmen.
Davon am stärksten betroffen wären nicht
die Banken oder Kreditkartenunterneh-
men selbst, sondern Läden, Restaurants,
Schulen und Gemeinden, weil die Ame-
rikanerinnen und Amerikaner ihren Zah-
lungen nicht mehr nachkommen könnten.

Die Frage, ob unter amerikanischen
CEO ein Klima der Angst herrsche und
sich deshalb niemand wirklich kritisch
über den US-Präsidenten Trump äussere,
beantwortet Dimon auf dem Panel nicht.

Dafür schiebt er eine Kritik an der
«intellektuellen Elite» am WEF nach.
Er sagte: «Ich komme seit vielen Jahren
nach Davos – ihr habt keinen besonders
guten Job darin gemacht, aus der Welt
einen besseren Ort zu machen.»


